
deutsche Wirtschaft zerstört und Chaos und 
Elend unvermeidlich gemacht haben.

(III), Die Nationalsozialistische Partei mit ihren 
angeschlossenen Gliederungen und Unter­
organisationen ist zu vernichten; alle natio-' 
nalsozialistischen Ämter sind aufzulösen; es 
sind Sicherheiten dafür zu schaffen, daß sie 
in keiner Form wieder auferstehen können; 
jeder nazistischen und militaristischen Be­
tätigung und Propaganda ist vorzubeugen.

(IV) Die endgültige Umgestaltung des deutschen 
politischen Lebens auf demokratischer Grund­
lage und eine eventuelle friedliche Mitarbeit 
Deutschlands am internationalen Leben sind 
vorzubereiten.

4. Alle nazistischen Gesetze, welche die Grund­
lagen für das Hitlerregime geliefert haben odei 
eine Diskriminierung auf Grund der Rasse, Re­
ligion oder politischer Überzeugung errichteten, 
müssen abgeschafft werden. Keine solche Dis­
kriminierung, weder eine rechtliche noch eine 
administrative oder irgendeiner anderen Art, 
wird geduldet werden.

5. Kriegsverbrecher und alle diejenigen, die an 
der Planung oder Verwirklichung nazistischer 
Maßnahmen, die Greuel oder Kriegsverbrechen 
nach sich zogen oder als Ergebnis hatten, teil 
genommen haben, sind zu verhaften und dem 
Gericht zu übergeben. Nazistische Parteiführer, 
einflußreiche Nazianhänger und die Leiter der 
nazistischen Ämter und Organisationen und 
alle anderen Personen, die für die Besetzung 
und ihre Ziele gefährlich sind, sind zu ver­
haften und zu internieren.

6. Alle Mitglieder der nazistischen Partei, welche 
mehr als nominell an ihrer Tätigkeit teilgenom­
men haben, und alle anderen Personen, die der 
alliierten Zielen feindlich gegenüberstehen, 
sind aus den öffentlichen oder halböffentlichen 
Ämtern und von den verantwortlichen Posten 
in wichtigen Privatunternehmungen zu ent­
fernen. Diese Personen müssen durch Personen 
ersetzt werden, welche nach ihren politischen 
und moralischen Eigenschaften fähig erscheinen, 
an der Entwicklung wahrhaft demokratischer 
Einrichtungen in Deutschland mitzuwirken.

Das Erziehungswesen in Deutschland muß so 
überwacht werden, daß die nazistischen und 
militaristischen Lehren völlig entfernt werden 
und eine erfolgreiche Entwicklung der demo­
kratischen Ideen möglich gemacht wird.

8. Das Gerichtswesen wird entsprechend den 
Grundsätzen der Demokratie und der Gerechtig­
keit auf der Grundlage der Gesetzlichkeit und 
der Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz 
ohne Unterschied der Rasse, der Nationalität 
und der Religion reorganisiert werden.

9. Die Verwaltung Deutschlands muß in Richtung 
auf eine Dezentralisation der politischen Struk­
tur und der Entwicklung einer örtlichen Selbst­
verantwortung durchgeführt werden. Zu diesem 
Zwecke:
(I) Die lokale Selbstverwaltung wird in ganz 

Deutschland nach demokratischen Grund­
sätzen, und zwar durch Wahlausschüsse

(Räte), so schnell wie es mit der Wahrung 
der militärischen Sicherheit und den Zielen 
der militärischen Besatzung vereinbar ist, 
wiederhergestellt.

(II) In ganz Deutschland sind alle demokrati­
schen politischen Parteien zu erlauben und 
zu fördern mit der Einräumung des Rechtes, 
Versammlungen einzuberufen und öffent­
liche Diskussionen durchzuführen.

(III) Der Grundsatz der Wahl Vertretung soll in 
die Gemeinde-, Kreis-, Provinzial- und 
Landesverwaltungen, so schnell wie es 
durch die erfolgreiche Anwendung dieser 
Grundsätze in der örtlichen Selbstverwal-

. ,f tung gerechtfertigt werden kann, eingeführt 
werden.

(IV) Bis auf weiteres wird keine zentrale deutsche 
Regierung errichtet werden. Jedoch werden 
einige wichtige zentrale deutsche Verwal­
tungsabteilungen errichtet werden, an deren 
Spitze Staatssekretäre stehen, und zwar auf 
den Gebieten des Finanzwesens, des Trans­
portwesens, des Verkehrswesens, des Außen­
handels und der Industrie. Diese Abteilungen 
werden unter der Leitung des Kontrollrates 
tätig sein.

10. Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit zur 
Erhaltung der militärischen Sicherheit wird die 
Freiheit der Rede, der Presse und der Religion 
gewährt. Die religiösen Einrichtungen sollen 
respektiert werden. Die Schaffung Freier Ge­
werkschaften, gleichfalls unter Berücksichti­
gung der Notwendigkeit der Erhaltung der mi­
litärischen Sicherheit, wird gestattet werden.

B. W i r t s c h a f t l i c h e  G r u n d s ä t z e
11. Mit dem Ziele der Vernichtung des deutschen 

Kriegspotentials ist die Produktion von Waffen, 
Kriegsausrüstung und Kriegsmitteln, ebenso die 
Herstellung aller Typen von Flugzeugen und 
Seeschiffen zu verbieten und zu unterbinden. 
Die Herstellung von Metallen und Chemikalien, 
der Maschinenbau und die Herstellung anderer 
Gegenstände, die unmittelbar für die Kriegs­
wirtschaft notwendig sind, ist streng zu über­
wachen und zu beschränken, entsprechend dem 
genehmigten Stand der f riedlichen Nachkriegs- 
bedürfnisse Deutschlands, um die in dem 
Punkt 15 angeführten Ziele zu befriedigen. Die 
Produktionskapazität, entbehrlich für die Indu­
strie, welche erlaubt sein wird, ist entsprechend 
dem Reparationsplan, empfohlen durch die 
interalliierte Reparationskommission und be­
stätigt durch die beteiligten Regierungen, ent­
weder zu entfernen oder, falls sie nicht ent­
fernt werden kann, zu vernichten

12. In praktisch kürzester Frist ist das deutsche 
Wirtschaftsleben zu dezentralisieren mit dem 
Ziel der Vernichtung der bestehenden über­
mäßigen Konzentration der Wirtschaftskraft, 
dargestellt insbesondere durch Kartelle, Syn­
dikate, Trusts und andere Monopol vereinig 
gungen.

13. Bei der Organisation des deutschen Wirtschafts­
lebens ist das Hauptgewicht auf die Entwick­
lung der Landwirtschaft und der Friedensindrb
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